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PRESSEINFORMATION 

 

ÖSTERREICH FORDERT PRÜFUNG EINES EU-WEITEN 

PFANDSYSTEMS FÜR LITHIUMBATTERIEN 

Zahlreiche EU-Mitgliedstaaten haben sich diese Woche hinter den von Österreich angestoßenen 

Prüfauftrag von Umweltminister Norbert Totschnig gestellt, ein EU-weites Pfandsystem für 

Geräte mit Lithiumbatterien ehestmöglich zu untersuchen. Ziel der Initiative ist ein Ende der 

verheerenden Brände in Betrieben der Abfall- und Ressourcenwirtschaft, die durch falsch 

entsorgte Lithiumbatterien ausgelöst werden. 

Wien, am 19. Dezember 2025 – Mit Unterstützung zahlreicher EU-Mitgliedstaaten forderte 

Umweltminister Norbert Totschnig diese Woche die EU-Kommission auf, ein EU-weites 

Pfandsystem für Geräte mit Lithiumbatterien zu prüfen. Dies solle deutlich vor dem geplanten 

Termin im Dezember 2027 erfolgen. Ebenso auf der Agenda des Umweltministerrats standen 

die Finanzierung von Schadensbehebungen bei Batteriebränden und eine mögliche 

Verpflichtung von E-Commerce-Plattformen zur Einhaltung der EU-Vorschriften. 

Der Hintergrund: Falsch entsorgte Lithiumbatterien verursachen immer mehr Brände in 

Betrieben der Abfall- und Ressourcenwirtschaft, da sie sich bei kleinster Reibung entzünden 

können. Der Verband Österreichischer Entsorgungsbetriebe (VOEB) fordert seit Jahren die 

Einführung von Maßnahmen, um die Sammelquote der gefährlichen Brandstifter zu erhöhen und 

Brände zu reduzieren. Ein effektiver Weg ist die Einführung eines Cashback-Systems mit Anreiz 

für die Rückgabe von Altbatterien. Damit können auch die in Lithiumbatterien enthaltenen, 

seltenen Wertstoffe wie Nickel, Kobalt oder Lithium bestmöglich recycelt werden. 

Problem mit europäischer Dimension 

Nach Darstellung der Mitgliedstaaten haben entsprechende Brände in den vergangenen Jahren 

in ganz Europa deutlich zugenommen, verursachen Schäden in Millionenhöhe und bergen 

zudem ein enormes Umweltrisiko. Gabriele Jüly, Präsidentin des VOEB: „Die Abfallinfrastruktur 

ist in Gefahr. Wir können es uns nicht mehr leisten, dass Brandereignisse und wirtschaftliche 

Schäden weiter zunehmen. Daher muss die Kommission so rasch wie möglich handeln und eine 

Lösung finden, um die Sammelquote von Lithiumbatterien deutlich zu erhöhen.“ EU-

Kommissarin Jessika Roswall erinnerte daran, dass bis 2030 die Sammelquote von Batterien 

auf 73 Prozent erhöht werden muss, Österreich erreicht derzeit nur rund 50 Prozent. Zur 

Steigerung der Sammelquote hat der VOEB in den letzten Jahren bereits wiederholt Forderungen 

gestellt: Neben der Einführung eines Cashback-Systems für Lithiumbatterien und mehr 

Öffentlichkeitsarbeit zur Sensibilisierung der Bevölkerung gehört auch eine bessere 

Kennzeichnung von Geräten mit Lithiumbatterien dazu. Das seit Jahren geforderte Verbot von 

Einweg-E-Zigaretten wurde von der Bundesregierung bereits beschlossen und soll Ende 2026 in 

Kraft treten. 
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Cashback-System ist alternativlos 

„Es besteht dringender Handlungsbedarf, da sind sich die Abfallwirtschaft und die Politik einig“, 

bestätigt Jüly. „Wir begrüßen die Initiative von Umweltminister Totschnig, das Thema Brände in 

der Abfallwirtschaft auf höchster EU-Ebene auf die Tagesordnung zu bringen. Dass nun 

zahlreiche Mitgliedstaaten eine gemeinsame europäische Lösung einfordern, ist ein starkes 

Signal. EU-weite Maßnahmen wie ein Batteriepfand können zentrale Hebel sein, um die falsche 

Entsorgung wirksam zu reduzieren und die Sicherheit der Anlagen zu erhöhen.“ Zusätzlich sollen 

Vorgaben für Produktdesign dazu beitragen, dass Batterien künftig leichter entnommen werden 

können. Jüly abschließend: „Wir erwarten uns nun von der Kommission einen raschen 

Lösungsvorschlag zur Umsetzung eines EU-weiten Batteriepfands oder Anreizsystems zur 

Rückgabe von Batterien. Gleichzeitig müssen nationale Maßnahmen weiter vorangetrieben 

werden. Österreichs hohe Verwertungsquote bringt gleichzeitig eine erhöhte Brandgefahr in den 

Betrieben mit sich – anders als in Nachbarländern, wo Abfälle meist unbehandelt deponiert 

werden.“ 

Über den VOEB: 

Der Verband Österreichischer Entsorgungsbetriebe (VOEB) ist die freiwillige Interessensvertretung der 

kommerziell geführten Abfall- und Ressourcenwirtschaftsunternehmen in Österreich. Der Verband vertritt 

derzeit über 260 Mitgliedsunternehmen und repräsentiert somit zwei Drittel – gemessen am Umsatz bzw. 

an den Beschäftigten – der privaten österreichischen Abfallwirtschaftsbetriebe. Insgesamt beschäftigt 

die Abfallbranche in ihren 3.300 privaten und kommunalen Betrieben mehr als 31.000 Mitarbeiter:innen. 

Die Unternehmen der Abfall- und Ressourcenbranche sammeln, sortieren und verwerten jährlich 74 Mio. 

Tonnen Abfall und erwirtschaften dabei Umsätze in der Größenordnung von 9 Mrd. Euro pro Jahr. 

 

Rückfragen: 

Veronika Wüster - Geschäftsführerin VOEB 

Tel.: +43 1 713 02 53  

E-Mail: wuester@voeb.at  

Website: www.voeb.at 
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